
 

 

 

CMS Hasche Sigle 

Partnerschaft mbB 

Lennéstraße 7 

10785 Berlin 

T +49 30 20360 0 

F +49 30 20360 2000 

cms.law 

Deutsche Bank AG Berlin 

IBAN DE15 1007 0000 0927 3707 00 

BIC DEUTDEBBXXX 

Dr. Ole Jani 

Partner 

 

Assistenz: Sandra Mathlouthi 

T +49 30 20360 2401 

F +49 30 203 60 2000 

E ole.jani@cms-hs.com 

 23. April 2026 

 

 

 

 

Stellungnahme 

zur Anhörung des Ausschusses für Kultur und Medien  

des Landtags Nordrhein-Westfalen am 30.04.2026 zu dem Antrag der Fraktion der FDP 

(Drucksache 18/16209) 

 

"Qualitätsjournalismus schafft nicht nur einen hohen Wert,  

sondern hat auch seinen Preis – Urheberrechtschutz auch in der digitalen Welt leistungs-

gerecht sichern und weiterentwickeln" 
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Vorbemerkung 

Diese Stellungnahme gibt ausschließlich die persönliche Auffassung des Verfassers wieder.  

 

Zusammenfassung 

 Das Urheberrecht hat immer auf technologische Veränderungen reagiert. Die erfolgreiche 

Digitalisierung der Kultur- und Kreativwirtschaft wäre ohne die fortlaufende Anpassung 

des Urheberrechts an die digitale Entwicklung nicht gelungen.  

 Auch im Zusammenhang mit generativer Künstlicher Intelligenz ("generativer KI") kann 

das Urheberrecht eine Schlüsselrolle für die Setzung wirksamer Anreize und den Interes-

senausgleich zwischen den Akteuren haben. Damit das Urheberrecht auch in Zukunft sei-

nen Zweck erfüllen kann, muss es Gegenstand der rechtspolitischen Diskussion bleiben. 

Der Antrag der FDP leistet dazu einen Beitrag. 

 Die ökonomische und gesellschaftliche Bedeutung, die generative KI innerhalb weniger 

Jahre erlangt hat, ist beispiellos.  

 Urheberrechtlich geschützte Inhalte spielen für das Training generativer KI (Input) eine 

wichtige Rolle. Bei der Erzeugung neuer Inhalte durch generative KI (Output) kommt es 

dagegen in der Regel nicht zu urheberrechtlich relevanten Handlungen. Die urheberrecht-

liche Bewertung bestimmter Vorgänge ist nicht abschließend geklärt und zum Teil Ge-

genstand laufender gerichtlicher Verfahren.  

 Ein Novum und für die Urheberrechtsgesetzgebung herausfordernd ist der Umstand, dass 

die Phasen der Entwicklung und der Nutzung generativer KI, bei denen die urheberrecht-

lich relevanten Handlungen anfallen können, nicht diejenigen sind, bei denen ein für die 

Rechteinhaber wirtschaftlich relevanter Effekt eintreten kann. Die technischen Besonder-

heiten und das disruptive Potenzial generativer KI auch in Bezug auf die Erstellung von 

Inhalten bringen deshalb das hergebrachte Konzept des Urheberrechts an seine Grenzen. 

 Für die Kreativ- und Kulturwirtschaft ist generative KI ambivalent. Der Antrag der FDP 

bringt diese Ambivalenz zum Ausdruck. Aufgrund des Substitutionspotenzials, das An-

wendungen generativer KI haben können, und wegen der Nutzung geschützter Inhalte für 

das Training von KI-Modellen wird generative KI als Bedrohung empfunden. Zugleich 

wird generative KI in der Kreativ- und Kulturwirtschaft umfassend eingesetzt und auch 

in der Kultur- und Kreativwirtschaft entsteht durch den Einsatz generativer KI schon 
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heute eine erhebliche Wertschöpfung. Das gilt auch für den Journalismus. Eine Reihe von 

Presseverlagen in Deutschland nutzt generative KI systematisch und hat teilweise auch 

Kooperationsvereinbarungen mit Anbieten generativer KI geschlossen. 

 Die Zuständigkeit für Anpassungen des Urheberrechts liegt bei der Europäischen Union. 

Eine isolierte Änderung des deutschen Urheberrechts in Bezug auf generative KI ist des-

halb ausgeschlossen. Sie wäre auch wirkungslos.  

 Eine Urheberrechtsgesetzgebung, die aus strukturellen Gründen ihr Ziel verfehlt und mit 

der technologischen Veränderungsgeschwindigkeit nicht mithalten kann und die dadurch 

zum Nachteil technologischer Entwicklungen in Europa innovationshemmend wirkt, 

führt zu einer doppelt negativen Bilanz, bei der auch für die Rechteinhaber nichts gewon-

nen ist. 

 Die laufende Evaluation der Richtlinie (EU) 2019/790 ("DSM-Richtlinie") ist der richtige 

Rahmen, um den urheberrechtlichen Anpassungsbedarf aufgrund von generativer KI zu 

diskutieren und um zu ermitteln, inwieweit das Urheberrecht hier überhaupt noch das 

richtige Instrument für den Interessenausgleich sein kann. An dieser Debatte sollten die 

Bundesländer und der Bund sich beteiligen, ohne dem Ergebnis der Evaluation der Richt-

linie vorzugreifen.  

 

Anmerkungen  

1. Die Ambivalenz generativer KI in der Kultur- und Kreativwirtschaft 

Die Kreativ- und Kulturwirtschaft nimmt generative KI überwiegend als Bedrohung 

wahr. Zum einen aufgrund des Substitutionspotenzials, das Anwendungen generativer KI 

haben. Zum anderen wegen der Nutzung geschützter Inhalte für das Training von KI-

Modellen. Zugleich wird generative KI in der Kreativ- und Kulturwirtschaft aber bereits 

heute umfassend eingesetzt. Das trifft auch auf den Journalismus zu. Eine Reihe von Pres-

severlagen in Deutschland nutzen generative KI systematisch und haben teilweise auch 

Kooperationsvereinbarungen mit Anbieten generativer KI geschlossen. Die Veränderung 

hergebrachter Schaffens- und Produktionsprozesse durch KI wird insofern auch von den 

betroffenen Akteuren selbst vorangetrieben. Auch in der Kultur- und Kreativwirtschaft 

entsteht durch den Einsatz generativer KI deshalb schon heute eine erhebliche Wert-

schöpfung. Diese Ambivalenz, auf die der Antrag der FDP zurecht hinweist, stellt auch 

das Urheberrecht vor Herausforderungen. Und sie führt dazu, dass die urheberrechtliche 

Interessenlage auf Seiten der Rechteinhaber anscheinend nicht mehr so eindeutig ist, wie 
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dies in früheren Debatten um eine Anpassung des Urheberrechts an digitale Entwicklun-

gen der Fall war. 

2. Die Aufgabe des Urheberrechts 

Das Urheberrecht, das seine historischen Ursprünge in grundlegenden technologischen 

Entwicklungen (Buchdruck) hat, musste immer auf technische Veränderungen reagieren 

und es hat diese Änderungen bislang auch gut bewältigt.  

Der zentrale Zweck des Urheberrechts liegt darin, Anreize für zukünftige kreative Tätig-

keit zu setzen. Die Schaffung kreativer Inhalte ist mit Kosten verbunden. Fehlt die Aus-

sicht auf eine angemessene Vergütung, reduziert sich das Angebot neuer Inhalte, weil der 

wirtschaftliche Anreiz fehlt. Ein funktionierendes Urheberrecht, das diese wirtschaftliche 

Incentivierung gewährleistet, ist deshalb ein zentrales Instrument zur Förderung kreativer 

Tätigkeit. Das gilt auch im KI-Zeitalter.  

Es ist schon jetzt erkennbar, dass die Entwicklung und der Einsatz von generativer KI 

nicht nur in der Kultur- und Kreativwirtschaft einen disruptiven Effekt haben wird. Es ist 

weder die Aufgabe des Urheberrechts, diesen Effekt zu verhindern noch wäre das Urhe-

berrecht dazu in der Lage.  

Der Substitutionsdruck, dem Kreative durch den zunehmenden Einsatz generativer KI 

möglicherweise ausgesetzt sind, ist nicht per se ein Umstand, der Änderungen des Urhe-

berechts erfordert. Die aktuelle urheberrechtspolitische Debatte in Bezug auf generative 

KI ist erscheint stark auf kurzfristige Effekte gerichtet zu sein. Manche Regelungen, die 

gegenwärtig diskutiert werden, würden jedoch womöglich auf Dauer die Anreize für kre-

atives Schaffen schwächen. Damit das Urheberrecht auch im KI-Zeitalter seinen Zweck 

erfüllen und zugleich zu einem wettbewerbsfähigen Umfeld für die Entwicklung und die 

Nutzung von generativer KI in Europa beitragen kann, sollten deshalb stärker bisher die 

ökonomischen Effekte der Urheberrechtsgesetzgebung in den Blick genommen werden.  

3. Die Rolle des Gesetzgebers 

Weil das Urheberrecht auch im KI-Zeitalter eine Schlüsselfunktion hat, ist es erforderlich, 

dass der Gesetzgeber laufend beobachtet und prüft, ob das Urheberrecht in Bezug auf 

diese Technologie seine Funktion erfüllt oder ob es zu diesem Zweck angepasst werden 

muss. Dass sich dabei nicht nur der europäische Gesetzgeber engagiert, der heute die 

zentrale Regelungskompetenz hat, sondern auch der nationale Gesetzgeber und in 

Deutschland auch die Landesparlamente, ist zu begrüßen. Denn dieses Engagement 
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unterstreicht die Bedeutung, die ein funktionierende Urheberrecht, das die berechtigten 

Interessen aller Akteure berücksichtigt, für den Wirtschafts- und Kulturstandort Deutsch-

land hat.  

Die technologischen Grundlagen von generativer KI und ihre Anwendungen sind durch 

eine beispiellose Innovations- und Entwicklungsgeschwindigkeit gekennzeichnet. Zu-

gleich ist die europäische Urheberrechtsgesetzgebung aus institutionellen Gründen sehr 

langsam – die letzten Reformen des Urheberrechts der Europäischen Union haben Jahre 

gedauert und nichts deutet darauf hin, dass künftige Gesetzgebung schneller zu Ergebnis-

sen führen wird. Kurzfristig wirksamen Lösungen sind deshalb unrealistisch und die Ge-

staltungsmacht des Urheberrechtsgesetzgebers in Bezug auf Künstliche Intelligenz wird 

durch diese Umstände faktisch beschränkt. Das muss der Gesetzgeber berücksichtigen, 

wenn er eine gesetzgeberische Endlosschleife und regulatorischen Aktionismus verhin-

dern möchte.  

Die EU-Richtlinie über das Urheberrecht im digitalen Binnenmarkt (Richtlinie (EU) 

2019/790 – "DSM-Richtlinie") wird von der Europäischen Kommission in diesem Jahr 

gemäß Artikel 30 Abs. der Richtlinie überprüft. Die in dem Antrag der FDP formulierte  

Feststellung,  

"es [ist] dringend erforderlich, zeitnah die aktuellen Rechtsgrundlagen zu 

evaluieren" 

entspricht also dem geltenden Recht.  

Diese Evaluation wird zeigen, ob Änderungen oder Klarstellungen des geltenden Urhe-

berrechts im Hinblick auf generative KI erforderlich sind. Der Gesetzgeber sollte das Er-

gebnis dieser Überprüfung abwarten.  

4. Rechtsdurchsetzung und Rechtsanwendung  

Der Gesetzgeber sollte auch die Entwicklung auf der Grundlage des geltenden Rechts 

abwarten. Richtig ist, dass die Anwendung und die Durchsetzung des geltenden Rechts 

aufwendig sein kann und oft lange dauert. Das liegt in der Natur der Sache. Zusätzliche 

Gesetzgebung ändert daran nichts. Denn Gesetzgebung ersetzt nicht die Auslegung und 

Anwendung des geltenden Rechts durch die Gerichte. Das gilt in Bezug auf generative 

KI insbesondere für die Frage, welche Handlungen überhaupt im Sinne des europäischen 

Urheberrechts tatbestandsmäßig sind.  

Der Antrag der FDP stellt fest  
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"Ein zusätzliches Problem besteht darin, dass längst nicht alle Medienhäuser 

ihre Rechte des Urheberrechtsschutzes und damit auch die Rechte ihrer Au-

toren konsequent nutzen." 

Ob diese Behauptung zutrifft, kann hier nicht beurteilt werden. Jedenfalls begründet ein 

solcher Befund keinen Handlungsbedarf für den Gesetzgeber. Im Gegenteil legt diese 

Feststellung nahe, dass hier ein Durchsetzungsdefizit besteht, das auf einer freiwilligen 

Entscheidung der Rechteinhaber beruht und deshalb nicht in die Sphäre des Gesetzgebers 

fällt.  

5. Das Training ("Input") generativer KI  

Der Schwerpunkt der urheberrechtlichen Debatte liegt auf der Nutzung urheberrechtlich 

geschützter Inhalte als Datenquelle für das Training von KI-Modellen ("Input"). Das 

kommt auch in dem Antrag der FDP-Fraktion zum Ausdruck.  

Artikel 4 der DSM-Richtlinie (in Deutschland: § 44b UrhG) gestattet Nutzungen urhe-

berrechtlich geschützter Inhalte auch für kommerzielles Text und Data Mining; nach 

wohl inzwischen ganz herrschender Meinung gilt diese Bestimmung auch für das Trai-

ning generativer KI. Der Unionsgesetzgeber hat in der KI-Verordnung zum Ausdruck 

gebracht, dass diese Vorschriften seiner Meinung nach unter bestimmten Bedingungen 

auf das Training generativer KI anwendbar sind. Eine abschließende Antwort auf diese 

Frage durch den Europäischen Gerichtshof steht noch aus. Eine Nutzung ist jedenfalls 

nur dann erlaubt, wenn sich der Rechteinhaber die Nutzung nicht ausdrücklich in ange-

messener Weise vorbehalten hat. Außerdem muss der Nutzer müssen rechtmäßigen Zu-

gang zu den Schutzgegenständen haben. Wenn KI-Anbieter technische Schutzmaßnah-

men umgehen, wie dies in dem Antrag der FDP dargestellt wird, dann wäre dies zweifel-

los kein rechtmäßiger Zugang. Und eine Nutzung der geschützten Inhalte ist – nicht nur 

für das Training der KI – unzulässig. Denn das Urheberrecht stellt technische Schutzmaß-

nahmen unter einen eigenen Schutz. Das geltende Recht dürfte deshalb ausreichen, um 

solche Sachverhalte zu erfassen.  

Der Nutzungsvorbehalt ("Opt out") kann ein Instrument sein, um die Entstehung eines 

Lizenzmarktes zu fördern. Wird ein solcher Nutzungsvorbehalt erklärt, kann der betref-

fende Inhalt nämlich nur mit Zustimmung des Rechteinhabers für das Training benutzt 

werden. Der Ansatz, den der Unionsgesetzgeber hier gewählt hat (gesetzliche Erlaubnis 

mit Verbotsvorbehalt) ist umstritten. Rechteinhabern reicht diese Regelung nicht. Sie ver-

langen eine Stärkung des Ausschließlichkeitsrechts ("Opt in").  

Diese Forderung macht sich auch der Antrag der FDP zu eigen:  
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"Anbieter von KI-Systemen müssen verpflichtet werden, die Nutzung […] ge-

schützter Inhalte nur auf Grundlage klarer Lizenzvereinbarungen vorzuneh-

men. Das gilt insbesondere für das Training […]."  

Dieser Ansatz entspricht dem traditionellen urheberrechtlichen Konzept, in dem ein star-

kes Ausschließlichkeitsrecht und dessen individuelle Ausübung der Regelfall sind, und 

in dem der Rechteinhaber die volle Autonomie über die Verwertung seiner geschützten 

Inhalte hat. Das ist verlockend. Für das Training von generativer KI dürfte dieser Ansatz 

jedoch nicht praktikabel sein und würde deshalb womöglich auch den ökonomischen In-

teressen der Rechteinhaber nicht entsprechen. Die Zahl der für das Training benötigten 

Schutzgegenstände (Werke) ist riesig und sehr oft sind die Rechteketten komplex unklar. 

Der Erwerb individueller Lizenzen ist deshalb entweder faktisch unmöglich oder aber mit 

prohibitiv hohen Transaktionskosten verbunden.  

Die Praxis zeigt, dass dies Vereinbarungen über individuelle Lizenzen in bestimmten Fäl-

len nicht ausschließt. Für gewisse Stufen der KI-Wertschöpfungskette bildet sich inzwi-

schen ein Lizenzmarkt heraus. Die Entwicklung von KI-Modellen und den darauf basie-

renden Anwendungen zeigt, dass die Qualität des sog. Output entscheidend davon ab-

hängt, dass die Modelle auf aktuellen oder sehr speziellen Daten basieren. Diese Daten, 

die typischerweise vor allem im Rahmen des sog. Finetunings genutzt werden, haben 

deshalb einen höheren wirtschaftlichen Wert als die Daten, die für das Basis-Training 

benutzt werden. Insbesondere hier spielen Lizenzmodelle zunehmend eine Rolle. Das gilt 

auch für Inhalte, die typischerweise nicht rechtmäßig im freien Internet verfügbar sind. 

Der Gesetzgeber sollte hier vorrangig prüfen, ob das bestehende System des Opt-out 

durch punktuelle Klarstellungen verbessert und vereinfacht werden kann, um dadurch die 

Lizenzierung bestimmter Inhalte zu erleichtern. Auch dazu sollte das Ergebnis der Eva-

luation der DSM-Richtlinie abgewartet werden.  

Für Überlegungen zu gesetzlichen Maßnahmen in Bezug auf das Training generativer KI 

ist schließlich folgendes zu bedenken: Das Training von Basismodellen erfolgt vor allem 

in den USA und in China – jedenfalls ganz überwiegend nicht im Geltungsbereich des 

Urheberrechts der Europäischen Union. Die urheberrechtspolitische Debatte in Bezug auf 

die Nutzung urheberrechtlich geschützter Inhalte für die Erstellung von Trainingsdaten-

sätzen ist deshalb weitgehend eine Phantomdebatte. Denn das Urheberrecht der Europäi-

schen Union ist aufgrund seiner territorialen Begrenzung kein wirksames Mittel. Der Ver-

such des Unionsgesetzgebers, die territoriale Reichweite des europäischen Urheberrechts 

auszuweiten, wie dies mit Erwägungsgrund 106 der KI-Verordnung bewirkt werden soll, 

dürften gegen die Vorgaben des internationalen Urheberrechts verstoßen, an die die Eu-

ropäische Union und ihre Mitgliedstaaten gebunden sind. 
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Erfolgversprechender als eine rechtspolitische Debatte über gesetzliche Regelungen, die 

weitgehend ins Leere laufen würden, erscheint deshalb die Förderung eines Lizenzmark-

tes für hochwertige Inhalte und Daten. Dieser Ansatz trägt auch dem gesellschaftlichen 

Interesse Rechnung, dass KI-Unternehmen hochwertige Datensätze auch aus Europa ver-

wenden. Nur so ist auf Dauer gewährleistet, dass KI-Modelle – die ihren Ursprung regel-

mäßig nicht in Europa haben – europäische Werte repräsentieren.  

6. Die Schaffung von Inhalten durch generative KI ("Output") 

Urheberrechtlich relevante Handlungen werden zur Vorbereitung des Trainings von KI-

Modellen vorgenommen. Das Training von KI-Modellen gefährdet die Geschäftsmodelle 

von Rechteinhabern indes nicht unmittelbar. Der Substitutionsdruck entsteht vor allem 

bei der Benutzung generativer KI zur Erzeugung von Inhalten, die geeignet sind, mensch-

lich geschaffene Inhalte zu ersetzen. Bei diesen Nutzungen finden jedoch in der Regel 

keine urheberrechtlich relevanten Handlungen statt. Solange der Output einer Anwen-

dung keinen geschützten Inhalt vervielfältigt oder bearbeitet, greift er nicht in Urheber- 

oder Leistungsschutzrechte ein.  

Ob bestimmte Handlungen beim Betrieb generativer KI nach Maßgabe des Urheberrechts 

der Europäischen Union urheberechtlich relevant sind (z.B. als Vervielfältigungen), ist 

zum Teil Gegenstand laufender gerichtlicher Verfahren. Es ist nicht erkennbar, dass die 

streitigen Fragen nicht mit Hilfe des geltenden Rechts beantwortet werden können und 

dass das geltende urheberrechtliche Instrumentarium hier unvollständig ist.  

Machinell erzeugte Inhalte sind urheberrechtlich nicht als Werk geschützt, weil sie keine 

persönliche geistige Schöpfung im Sinne des Urheberrechts. Die Behauptung im Antrag 

der FDP  

"die KI-Systeme mit ihren generativen Tools erschaffen ständig neue Formen 

von Werken, für die das bestehende Urheberrecht teils nicht ausreicht." 

ist deshalb jedenfalls unpräzise. Dass Inhalte, die durch KI-Anwendungen erzeugt wer-

den, keine Werke im Sinne des Urheberrechts sind, im Grunde unstrittig.  

Der Antrag der FDP verlangt eine Prüfung 

" unter welchen Voraussetzungen KI-Modelle auf urheberrechtlich geschütz-

tes Material zugreifen dürfen und ob ein eigenständiges Leistungsschutzrecht 

für KI-Anwendungen sinnvoll sein könnte."  
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Es ist jedoch nicht klar, welche Leistungen ein "eigenständiges Leistungsschutzrecht für 

KI-Anwendungen" schützen soll – die KI-Anwendung selbst oder die durch solche KI-

Anwendungen erzeugten Inhalte. Wenn das Leistungsschutzrecht die Inhalte schützen 

soll, dann ließe sich ein solches Leistungsschutzrecht durchaus systemkonform nach dem 

Vorbild bestehender Leistungsschutzrechte im Urheberrecht schaffen. Fraglich und bis-

lang wohl nicht nachgewiesen ist aber, ob ein Bedarf für ein solches Leistungsschutzrecht 

besteht. In vielen Bereichen werden KI-generierte Inhalte mit Hilfe anderer Leistungs-

schutzrechte geschützt werden können. Angesichts der Fülle von Inhalten, die durch ge-

nerative KI erzeugt werden, könnte ein KI-Leistungsschutzrecht, zu einer unverhältnis-

mäßigen "over-protection" führen, die der Anreiz-Funktion des Urheberrechts zuwider-

läuft.  

Für den "Zugriff" von KI-Anwendungen auf urheberrechtlich geschützte Inhalte dürfte 

ein zusätzliches Leistungsschutzrecht (bezogen auf welche Inhalte?) nicht erforderlich 

sein. Hier geht es in erster Linie darum, ob bzw. unter welchen Voraussetzungen ein sol-

cher "Zugriff" tatbestandsmäßig im Sinne der urheberrechtlichen Verwertungsrechte ist. 

Das auszuloten ist Aufgabe der Rechtsprechung und keine Frage zusätzlicher Schutzge-

genstände.  

Die FDP fordert in ihrem Antrag  

"[dass] eine gesetzliche Vergütungspflicht für die Nutzung journalistischer 

Inhalte durch KI-Dienste eingeführt wird. Nach dem Vorbild des Presseleis-

tungsschutzrechts soll eine pauschale Vergütungsregel geschaffen werden, 

die Verlagen und Urhebern einen fairen Anteil an den durch KI erzielten Ge-

winnen sichert."  

"Nutzung" im Sinne dieser Forderung kann nur die urheberrechtlich relevante Nutzung 

sein. Unklar ist, ob hier die Nutzung im Rahmen des Trainings generativer KI gemeint ist 

oder die Nutzung zur Erzeugung eines Outputs. In Bezug auf die Nutzung zu Trainings-

zwecken spricht sich die FDP in ihrem Antrag für eine unbedingte Lizenzpflicht aus 

(siehe oben). Die auf dem Ausschließlichkeitsrecht basierende Lizenzierung und der ge-

setzliche Vergütungsanspruch (der zwingend eine gesetzliche Lizenz anstelle des Aus-

schließlichkeitsrechts voraussetzt) sind Alternativen, die sich gegenseitig ausschließen. 

Die Forderung im Antrag der FDP nach einem gesetzlichen Vergütungsanspruch wird 

hier deshalb als Lösungsansatz für die Nutzung geschützter Inhalte im Output verstanden. 

Dafür spricht auch, dass dadurch eine Beteiligung an den "durch KI erzielten Gewinnen" 

erreicht werden soll.  

CMS 
law-tax-future 



 

  Seite 10 von 10 

Zunächst wäre hier festzustellen, welche urheberrechtlich relevanten Nutzungen im Zuge 

der Erstellung von Inhalten durch generative KI (Output) überhaupt anfallen und welcher 

dieser Nutzungen von einem solchen Vergütungsanspruch erfasst sein sollen. Der Antrag 

äußert sich dazu nicht. Unklar ist ferner, ob die Abschaffung der Ausschließlichkeits-

rechte in Bezug auf die betroffenen Inhalte tatsächlich im Interesse der Rechteinhaber ist. 

Bislang habe die Rechteinhaber sich in überwiegend für einen Erhalt ihrer Ausschließ-

lichkeitsrechte ausgesprochen und stehen gesetzlichen Vergütungsansprüchen zurückhal-

tend oder ablehnend gegenüber.  

Nur ergänzend sei darauf hingewiesen, dass das Presseleistungsschutzrecht zugunsten der 

Presseverlage ein Ausschließlichkeitsrecht schafft, aufgrund dessen bestimmte Nutzun-

gen von Presseveröffentlichungen die Zustimmung des Presseverlegers erfordern. Eine 

"pauschale Vergütungsregel" für Presseverlage enthält das Leistungsschutzrecht nicht.  

 

Berlin, den 23.04.2026 

 

 

Dr. Ole Jani 

Rechtsanwalt 
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